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Kapitel „Umgang mit Eingriffen in Natur und Landschaft“ 
aus dem 3. D­EITI Bericht
Die globale „Initiative für Transparenz im rohstoffgewinnenden Sektor“ (Extractive Industries Transparency 
Initiative – EITI) setzt sich für mehr Finanztransparenz und Rechenschaftspfl icht im Rohstoffsektor ein. 
55 Länder setzen EITI um (Stand 2021) und  legen Informa tionen über Steuerzahlungen, Fördermengen 
und andere wichtige Daten rund um die  Förderung von  Rohstoffen offen. 

Für die Umsetzung der EITI in Deutschland (D-EITI) wurde eine nationale Multi-Stakeholder-Gruppe 
(MSG) gegründet: Vertreter/innen aus Regierung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft steuern und kontrol-
lieren gemeinsam und gleichberechtigt die Umsetzung des internationalen EITI Standards.

Der EITI Standard sieht eine jährliche Berichtspfl icht vor: Anfang 2021 veröffentlichte die MSG den 
dritten D-EITI Bericht. Dieser besteht aus zwei Teilen: Der Kontextbericht enthält Informationen, die 
der breiten Öffentlichkeit einen Überblick über den natio nalen  Rohstoffsektors geben. Im zweiten Teil 
des Berichts erhebt ein unabhängi ger Verwalter die wichtigsten Zahlungen von roh stofffördernden Unter-
nehmen und überprüft die Qualität der Daten.

Darüber hinaus enthalten die Berichte Sonderthemen: Kompensationsmaßnahmen für Eingriffe in 
Natur und Landschaft, Rückstel lungen und Sicherheitsleistungen, Wasser, erneuerbare Energien, 
Recycling sowie Beschäftigung und Soziales sind wichtige Sonderthemen der D-EITI Berichte. 
Sie gehen über den interna tionalen EITI-Standard hinaus und erhöhen so die Relevanz von EITI 
in Deutschland.

Umgang mit Eingriffen in Natur und Landschaft

Jede Bergbautätigkeit ist mit Eingriffen in die Natur verbunden, die teilweise 
 gravierend sein können. Das deutsche Naturschutzrecht schreibt daher vor, dass 
unumgängliche Eingriffe kompensiert werden müssen. Das Kapitel erläutert die 
rechtlichen Bestimmungen und Zulassungs praxen bei bergbaulichen Eingriffen 
und beschreibt die behördlichen Zuständigkeiten. Zudem enthält es Informa-

tionen zur Einsicht in Kompensationsmaßnahmen und -zahlungen, Rückstellungen und Sicherheits-
leistungen von Rohstoffunternehmen für Rückbau-/Wiedernutzbarmachung ehemaliger Abbaugebiete 
sowie zu Wasserentnahmeentgelten. 

Weitere Informationen zu D­EITI erhalten Sie über folgende Links:

Link zur 
Website von D-EITI

Link zum 
Datenportal 

Link zum 
3. D-EITI Bericht
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UMGANG MIT  
EINGRIFFEN IN NATUR 

UND LANDSCHAFT

7.1
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a. �Naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelungen

Jede Bergbautätigkeit ist mit Eingriffen in Natur und 
Landschaft verbunden und kann gravierende Umwelt-
belastungen zur Folge haben. Gleichzeitig kann auf 
ehemaligen, aber auch auf bestimmten Arealen be-
triebener Abbauflächen ein Beitrag zur Sicherung der 
Biodiversität geleistet werden. Kompensationsmaß-
nahmen wie Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 
sowie Ersatzzahlungen sollen Eingriffe in Natur und 
Landschaft kompensieren und deren Funktion wieder-
herstellen.

Insgesamt wird der für die mittel- und langfristige 
Rohstoffsicherung erforderliche Flächenbedarf auf 
nur wenig über 1 % der Fläche der Bundesrepublik 
Deutschland geschätzt. Zum letzten Stichtag, dem 
31.12.2017, wurden nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes ca. 1.519 km², d. h. ca. 0,425 % der Land-
fläche der Bundesrepublik Deutschland als Abbauland 
genutzt. Das Flächenäquivalent für die im Jahr 2018 
genutzte Rohstoffmenge betrug knapp über 30 km². 
Bezogen auf die Gesamtfläche Deutschlands 
(357.582 km²) ergibt sich daraus ein Flächenbedarf 
von ca. 0,008 % der Landesfläche in 2018 (Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 2018). Das 
entspricht einer täglichen Flächeninanspruchnahme 
von durchschnittlich 8 Hektar. Die für die Rohstoff
gewinnung genutzten Flächen sind regional unter-
schiedlich konzentriert, wodurch auch die damit ver-
bundenen Eingriffe in Natur und Landschaft große 
regionale Unterschiede und Konzentrationen 
aufweisen.

Rechtlicher Rahmen
Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) stellt  
den allgemeinen Grundsatz auf, dass erhebliche  
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vom 
Verursacher vorrangig zu vermeiden sind (Vermei-
dungspflicht). Nicht vermeidbare erhebliche Beein-
trächtigungen sind durch Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen (im Weiteren „Kompensations-
maßnahmen“) oder, soweit dies nicht möglich ist, 
durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren (§ 13 

BNatSchG). Von diesem allgemeinen Grundsatz und 
seiner Rechtsfolgenkaskade (zunächst die Vermei-
dung, dann die Kompensationsmaßnahmen, und als 
letzte Möglichkeit die Ersatzzahlung) kann nicht ab-
gewichen werden. Bei Bergbaumaßnahmen zielt das 
Vermeidungsgebot vor allem auf eine möglichst 
umweltschonende Ausführungsvariante ab, da 
Standortalternativen aufgrund der Art des Rohstoffs 
und technischer Erwägungen nicht möglich sein und 
Nullvarianten aufgrund der ökonomischen Vorran-
gigkeit des Rohstoffabbaus ausscheiden können. 
Unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft sind insbesondere durch Förderung 
natürlicher Sukzession, Renaturierung, naturnahe 
Gestaltung, Wiedernutzbarmachung oder Rekultivie-
rung auszugleichen oder zu mindern (§ 1 Abs. 5 S. 4 
BNatSchG).

Kompensationsmaßnahmen sind in dem jeweils 
erforderlichen Zeitraum zu unterhalten und rechtlich 
zu sichern. Der Unterhaltungszeitraum wird von der 
Zulassungsbehörde im Zulassungsbescheid festge-
legt. Für die Ausführung, Unterhaltung und Siche-
rung der Kompensationsmaßnahmen ist der Ver
ursacher des Eingriffs oder dessen Rechtsnachfolger 
verantwortlich. 

Nach bundes- und europarechtlichen Vorgaben sind 
in Zulassungsverfahren von naturschutzrechtlichen 
Eingriffen zudem unter anderem die möglichen Aus-
wirkungen eines Vorhabens auf besonders geschützte 
Tier- und Pflanzenarten (besonderes Artenschutz-
recht) sowie auf das europäische Schutzgebietsnetz 
NATURA 2000 zu prüfen.

Das BNatSchG enthält eine Vollregelung, d. h. Landes-
gesetze und -normen zur instrumentalen Ausgestal-
tung der Eingriffsregelung dürfen dieser nicht wider-
sprechen. Zur Konkretisierung bei der Anwendung 
der Vorschriften haben die Länder zum Teil ergän-
zende Regelungen getroffen, wobei die Praxis in den 
Ländern unterschiedlich ist. Beispielsweise ist die 
konkrete Bemessung der Höhe und Verwendung von 
Ersatzzahlungen von Bundesland zu Bundesland 
unterschiedlich.
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Die Bundeskompensationsverordnung (BKompV) 
konkretisiert die gesetzlich vorgesehene naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung für Vorhaben im Zustän-
digkeitsbereich der Bundesverwaltung. Sie erfasst 
damit insbesondere Vorhaben im Bereich der öffent
lichen Infrastruktur (z. B. Energieleitungen, Offshore-
Windparks und Wasserstraßenprojekte, zukünftig 
auch Bundesfernstraßen). Die BKompV verfolgt das 
Ziel, die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung länder-
übergreifend zu vereinheitlichen und transparenter 
sowie effektiver zu gestalten. Die Bundesländer kön-
nen von der BKompV abweichende Reglungen treffen 
(Art. 72 Abs. 3 S. 3 GG).30

Zulassungspraxis bei der Rohstoffförderung
Plant ein Unternehmen einen Eingriff in Natur und 
Landschaft im Rahmen der Rohstoffförderung, wird 
die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung auf Ebene 
der zuständigen Zulassungsbehörde geprüft. Das sind 
entsprechend der jeweiligen Rohstoffart entweder  
die Bergbehörden der deutschen Bundesländer (bei 
bergfreien und grundeigenen Rohstoffen) oder die für 
den Vollzug der landesrechtlichen Abgrabungsgesetze, 
des Bau- und Wasserhaushaltsrechts oder des Bundes-
immissionsschutzgesetzes zuständigen Landesbe
hörden (bei sogenannten Grundeigentümerboden-
schätzen). Dieses Vorgehen entspricht dem 
sogenannten „Hucke-pack-Verfahren“: Die Eingriffs-
regelung wird grundsätzlich im Rahmen von fach-
rechtlichen Anzeige- oder Zulassungsverfahren – ohne 
eigenständiges Verwaltungsverfahren – geprüft. Die 
Naturschutzbehörde ist zu beteiligen und gibt eine 
naturschutzfachliche Stellungnahme ab. Die zuständige 
Zulassungsbehörde erteilt dann die Genehmigung 
unter Berücksichtigung der Stellungnahme im „Be-
nehmen“ mit der zuständigen Naturschutzbehörde 
(§ 17 Abs. 1 BNatSchG). Die jeweilige Zulassungsbe-
hörde, die die Entscheidung über die Rechtsfolgen 
des Eingriffs trifft, ist nicht an die Empfehlungen der 
Naturschutzbehörde gebunden. Sie kann hiervon aus 
sachlichen Gründen abweichen. Die Bestimmungen 
des besonderen Artenschutzes sind jedoch unabhän-
gig von der Eingriffsregelung zwingend einzuhalten. 
Ferner sind Schutzgebietsausweisungen zu beachten.

Im Zulassungsverfahren legt der/die Unternehmer/in 
hierzu der zuständigen Behörde einen landschafts-

pflegerischen Begleitplan (LBP) vor, welcher insbe-
sondere Angaben über Ort, Art, Umfang und zeitlichen 
Ablauf des Eingriffs sowie die vorgesehenen Vermei-
dungs- und Kompensationsmaßnahmen und ggf. 
auch über den Ersatzgeldumfang macht. Hierbei wird 
regelmäßig der überwiegende Teil der erforderlichen 
Kompensation im Rahmen der Renaturierung bzw. 
Rekultivierung erbracht (siehe Zielbestimmung in § 1 
Abs. 5 S. 4 BNatSchG). Kompensationsmaßnahmen 
auf externen Flächen sind beispielsweise dann erfor-
derlich, wenn sich bestimmte Landschafts- bzw. Bio-
topstrukturen nicht in gleichartiger Weise wiederher-
stellen lassen, wenn der zeitliche Abstand zwischen 
Beeinträchtigung und Renaturierung zu groß ist oder 
wenn aus artenschutzrechtlichen Gründen spezielle 
Maßnahmen notwendig sind.

Beim Abbau der sogenannten bergfreien (z. B. Kohle, 
Salze, Erdöl und Erdgas) und grundeigenen (z. B. Steine, 
Erden und Industrieminerale) Bodenschätze, der 
durch das BBergG geregelt wird, wird die Eingriffs
regelung nach dem BNatSchG im Rahmen des berg-
rechtlichen Betriebsplanverfahrens abgearbeitet, wo-
bei die Pflichten nach dem BNatSchG vollumfänglich 
gelten. Die Kompensation von Eingriffen kann bereits 
im Rahmen der bergrechtlichen Verpflichtung zur 
Wiedernutzbarmachung der Oberfläche (§ 55 Abs. 1 
Nr. 7 BBergG, § 1 Abs. 5 S. 4 BNatSchG) erfolgen. So-
weit dies nicht möglich ist, sind Ausgleichs- und/oder 
Ersatzmaßnahmen oder nachrangig Ersatzzahlungen 
nach BNatSchG erforderlich (siehe hierzu Beispiel aus 
NRW unten). Bei Verfahren, die unter das BBergG 
fallen, finden dabei auch die rechtlichen Instrumente 
des BBergG, wie insbesondere die regelmäßige Kont-
rolle durch die in der Regel alle zwei Jahre vorzule-
genden und neu zu genehmigenden Hauptbetriebs-
pläne, Anwendung. 

Dokumentation von Kompensationsmaßnahmen  
für Eingriffe in die Natur
Seit der Novellierung des BNatSchG 2010 sind die 
Bundesländer verpflichtet, Kompensationsverzeich-
nisse für sämtliche Eingriffe in die Natur zu erstellen. 
Diese sind jedoch unterschiedlich ausgeprägt und 
nicht in allen Bundesländern öffentlich einsehbar. 

30	 Aktuell haben Baden-Württemberg (§ 15 Abs. 5 S. 3 NatSchG BW) und Bayern (Art. 8 Abs. 3 S. 2 BayNatSchG) von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht.
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Beispiel für die Transparenz von Kompensations­
verzeichnissen in Baden-Württemberg
Grundlage für das baden-württembergische Kompen-
sationsverzeichnis bildet neben dem § 17 Abs. 6 
BNatSchG die Kompensationsverzeichnis-Verordnung 
und die Ökokonto-Verordnung des Landes, welche 
eine öffentliche Dokumentationspflicht vorsehen. 
Beide Verordnungen können auf der Webseite der 
Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg 
heruntergeladen werden. Das baden-württembergische 
Kompensationsverzeichnis ist in die Abteilungen 
„Ökokonto“ und „Eingriffskompensation“ unterteilt. 

Ein Ökokonto ist ein Instrument für Eingriffsverur
sacher, um Kompensationsmaßnahmen zeitlich und 
räumlich von der Abbaufläche zu entkoppeln und 
somit flexibler zu managen. Über sogenannte „Öko-
punkte“, die durch die gezielte naturschutzfachliche 
Aufwertung von externen Flächen angesammelt 
werden, können Kompensationsmaßnahmen bevor
ratet und die entsprechenden Ökopunkte bei späteren 
Eingriffen verbraucht werden, um sie ganz oder in 
Teilen auszugleichen. Eingriffsverursacher wie z. B. 
Rohstoffunternehmen und Kommunen treten hierbei 
sowohl als Produzenten als auch als Verbraucher und 
Händler von Ökopunkten auf. 

Eine zentrale Übersicht über die Gesamtanzahl aller 
Eingriffe in Baden-Württemberg, einschließlich ihrer 
Kompensationsmaßnahmen, ist zwar nicht verfügbar, 
jedoch können die naturschutzrechtlichen Ökokonto-
maßnahmen sowie die bereits einem naturschutz-
rechtlichen Eingriff zugeordneten Kompensations-
maßnahmen über die Internetseiten der zuständigen 
unteren Naturschutzbehörden auf Ebene der Stadt- 
und Landkreise abgerufen werden (https://www.
lubw.baden-wuerttemberg.de/natur-und-landschaft/
oeffentlich-einsehbares-verzeichnis-eingriffskom-
pensation). Dort sind folgende Informationen zu den 
naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen 
der Kreise einsehbar: 

•	 Bezeichnung der Zulassungsbehörde und der 
Kompensationsmaßnahme (Kurzbeschreibung),

•	 Aktenzeichen und Datum des Zulassungsbescheids,
•	 Art des den Eingriff verursachenden Vorhabens,
•	 Vorhabenträger/in, 
•	 Lage der Kompensationsfläche, 
•	 Maßgaben zur fristgerechten Umsetzung der 

Kompensationsmaßnahme und zum festgesetzten 
Unterhaltungszeitraum,

•	 Stand der Umsetzung. 

Für die Ökokontomaßnahmen sind weiterhin folgende 
Informationen einsehbar: 

•	 Maßnahmenkomplex, 
•	 Status,
•	 Naturraum, 
•	 Lage der Maßnahme,
•	 Ökopunkte.

Im Kompensationsverzeichnis des Landes Baden-
Württemberg sind Kompensationsmaßnahmen so-
wohl auf Eingriffsflächen, als auch auf Ersatzflächen 
dokumentiert. Aufgelistet sind Maßnahmen seit 
April 2011.

Beispiel für die Festsetzung von Ersatzzahlungen in 
Nordrhein-Westfalen (NRW)31

Nach § 15 Abs. 6 BNatSchG hat der Verursacher Er-

satz in Geld als Ultima Ratio bei einem zugelassenen 

Eingriff zu leisten, wenn die Beeinträchtigungen der 

Natur nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener 

Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind. Die Ersatz-

zahlung bemisst sich nach den durchschnittlichen 

Kosten der nicht durchführbaren Kompensations-

maßnahmen einschließlich der erforderlichen durch-

schnittlichen Kosten für deren Planung und Unterhal-

tung sowie die Flächenbereitstellung unter 

Einbeziehung der Personal- und sonstigen Verwal-

tungskosten. Sind diese nicht feststellbar, bemisst 

sich die Ersatzzahlung nach Dauer und Schwere des 

Eingriffs unter Berücksichtigung der dem Verursacher 

daraus erwachsenden Vorteile (§ 15 Abs. 6 S. 1 ff. 

BNatSchG).

31	 Das beschriebene Verfahren gilt bundesweit.
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Bei der Zulassung der Aktivitäten der rohstofffördern-

den Industrie in NRW ist die Festsetzung von Ersatz-

zahlungen die Ausnahme. Dennoch gibt es Fälle, bei 

denen z. B. der überwiegende Teil der Kompensation in 

der Rekultivierung erfolgt, ein kleines rechnerisches 

Kompensationsdefizit aber noch auf einer externen 

Fläche umzusetzen wäre oder die Festsetzung der 

Kompensation durch Wiedernutzbarmachung nicht 

zweckmäßig ist. Wenn diese Fläche bzw. die erforder

liche Maßnahme mit verhältnismäßigem Aufwand 

nicht verfügbar, nicht umsetzbar bzw. nicht zweck

mäßig ist, erfolgt eine entsprechende Ersatzgeldfest-

setzung. In NRW wird diese Festsetzung entsprechend 

den Vorgaben des Landesnaturschutzgesetzes 

(LNatSchG NRW) im Benehmen mit der Naturschutz-

behörde der gleichen Verwaltungsebene vorgenom-

men (§ 33 Abs. 1 LNatSchG NRW).

Empfänger des Ersatzgeldes ist der Kreis oder die 

kreisfreie Stadt, in dem oder in der der Eingriff durch-

geführt wird; das Ersatzgeld ist zweckgebunden für 

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege zu verwenden (§ 31 Abs. 4 LNatSchG NRW). 

Soweit das Ersatzgeld für einen Eingriff in Wald

flächen zu zahlen oder für eine Aufforstung von 

Flächen zu verwenden ist, wird es der Forstverwal-

tung zweckgebunden zur Verfügung gestellt (§ 31 

Abs. 4 LNatSchG NRW).

Beispiele für Ersatzgeldfestsetzungen sind die Kies

tagebaue im Tagebauvorfeld der Braunkohlevorha-

ben. In drei Tagebauen war eine naturschutzfachlich 

wertvolle Wiedernutzbarmachung nicht angezeigt, 

weil im direkten Anschluss zur Kies- bzw. Sandgewin-

nung der Braunkohlentagebau die Fläche nutzt. Für 

diese Fälle hat die dortige untere Naturschutzbehörde 

ein vereinfachtes Bewertungsverfahren entwickelt, 

mit welchem eine angemessene Ersatzzahlung ermit-

telt werden kann. Für die drei vorgenannten Vorhaben 

sind insgesamt Ersatzzahlungen von 265.767,90 Euro 

festgesetzt worden. 

Für einen weiteren Kiestagebau wurde im Rahmen 

einer kleinflächigen Erweiterungsplanung ein Ersatz-

geld festgesetzt, sofern die beabsichtigte Rekultivie-

rung nicht umgesetzt werden kann. Mit dem einge-

nommenen Ersatzgeld von 21.900 Euro soll dann die 

untere Naturschutzbehörde des Kreises eine andere 

gleichwertige Kompensationsmaßnahme umsetzen. 

Im Zeitraum 2011 und 2015 hat es bei der Berg

behörde NRW Ersatzgeldfestsetzungen von insge-

samt nur ca. 300.000 Euro gegeben. In den Jahren 

2015 bis 2019 hat die Bedeutung von Ersatzzahlun-

gen in den bergrechtlichen Verfahren erheblich 

abgenommen. Sie erreichen in diesem Zeitraum  

einen Gesamtbetrag von weniger als 100.000 Euro. 

Für die Braunkohlentagebaue in NRW hat es bisher 

keine Ersatzzahlungen gegeben; die Eingriffskompen-

sation erfolgt überwiegend in der Wiedernutzbar

machung. Das Verhältnis der vielen und teilweise 

auch sehr großflächigen Tagebauvorhaben (insbeson-

dere im Braunkohlenbergbau) unter Bergrecht in 

NRW zu den wenigen vorgenannten kleinen Vor

haben zeigt, dass die Festsetzung von Ersatzgeld  

in den bergrechtlichen Verfahren völlig eine unter

geordnete Rolle spielt.

Kooperation zwischen Stakeholdern 

Weil jede Rohstoffextraktion einen erheblichen Ein-
griff in Natur und Landschaft darstellt, muss eine 
umweltschonende Abbauführung und Gewinnungs-
technik Unternehmensstandard sein. Eine zeitnahe 
Renaturierung und Rekultivierung kann zur Förderung 
der biologischen Vielfalt beitragen, aber auch betrie-
bene Abbaustätten sind Habitate für seltene Tiere 
und Pflanzen. Hierbei hat sich die Zusammenarbeit 
zwischen rohstoffgewinnenden Unternehmen, dort 
Beschäftigten und ortskundigen Naturschützer/innen 
als sinnvoll erwiesen. Dadurch kann das Betriebs
management an die lokalen und spezifischen Bio
diversitätsansprüche angepasst werden. Dies gelingt in 
der Regel, wenn Unternehmensleitung und Beschäf-
tigte kontinuierlich im Dialog mit naturschutzfachlich 
kundigen Institutionen und Personen stehen. Bei 
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Erweiterungen oder neuen Abbauvorhaben dient der 
frühzeitige Dialog von Interessensträgern auch dazu, 
Konflikte gar nicht erst entstehen zu lassen. Informa-
tions- und Schulungsmaterialien zum Thema helfen 
der Breitenwirkung solcher Initiativen, die durch mit-
gliedsstarke Umwelt- und Naturschutzverbände, die 
Industriegewerkschaften Bergbau, Chemie, Energie 
und Bauen-Agrar-Umwelt sowie Wirtschaftsverbände 
auf Bundes- und Landesebene unterstützt werden.

b. Rückstellungen 

In Deutschland ist bundesgesetzlich geregelt, dass 
rohstoffgewinnende Unternehmen Rekultivierungs-
maßnahmen durchführen. Die Unternehmen sind 
darüber hinaus dazu verpflichtet, eine langfristige 
bilanzielle Vorsorge („Finanzierungsvorsorge“) zu 
treffen. Hierzu gehören üblicherweise Maßnahmen, 
die nach dem Stilllegen des Bergbaus noch erforder-
lich sind, wie zum Beispiel Maßnahmen zur Wieder- 
nutzbarmachung der in Anspruch genommenen 
Oberfläche oder Rekultivierungsmaßnahmen. Für 
diese finanziellen Verpflichtungen werden nach 
bilanziellen Vorschriften Rückstellungen gebildet.

Die Höhe der zu bildenden Rückstellungen basiert auf 
dem nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendigen Betrag zur Erfüllung der finanziellen 
Verpflichtungen. Bei der Bewertung der Rückstellung 
sind künftige Kostensteigerungen zu berücksichtigen. 
Die zu erwartenden Erfüllungszeitpunkte sind im 
Wesentlichen abhängig von der wirtschaftlichen Rest-
nutzungsdauer der jeweiligen Förderstandorte. Die 
Verpflichtungen reichen teilweise bei den Unterneh-
men weit über das Jahr 2050 hinaus. Langfristige 
Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von über einem 
Jahr werden mit einem von der Deutschen Bundes-
bank nach Maßgabe einer Rechtsverordnung ermit-
telten und monatlich bekanntgegebenen Zinssatz 
abgezinst. 

Rückstellungen werden in den Jahresabschlüssen der 
rohstoffgewinnenden Betriebe auf der Passivseite der 
Bilanz ausgewiesen. Sie werden im Rahmen der Ab-

schlussprüfung von Abschlussprüfer/innen geprüft.  
In steuerrechtlichen Fragen wird die Angemessenheit 
von Rückstellungen von der Finanzverwaltung über-
prüft.

Transparent ausgewiesen werden die Rückstellungen 
bei den Unternehmen, die ihre Jahresabschlüsse auf 
http://www.bundesanzeiger.de veröffentlichen müs-
sen. Die Pflicht der Offenlegung nach § 325 HGB gilt 
grundsätzlich für alle Kapitalgesellschaften und alle 
Personenhandelsgesellschaften ohne natürliche 
Person als persönlich haftenden Gesellschafter  
(z. B. GmbH & Co. KG).

c. Sicherheitsleistungen

Sicherheitsleistungen stellen ein in Deutschland vor-
gesehenes Instrument dafür dar, die durch rohstoff
gewinnende Betriebe zu leistenden Rückbau-, Siche-
rungs- und Wiedernutzbarmachungsmaßnahmen bei 
Ausfall oder Verweigerung des Unternehmens ohne 
zusätzliche Kosten für die Allgemeinheit durch soge-
nannte Ersatzvornahmen der Behörden umsetzen zu 
können. 

Für unter das BBergG fallende Rohstoffgewinnungs-
vorhaben sind Sicherheitsleistungen als behördliches 
Instrument im BBergG ausdrücklich vorgesehen. Ein-
zelne Bundesländer haben für die Rohstoffgewinnung 
außerhalb des Geltungsbereiches des BBergG in ihren 
Abgrabungsgesetzen oder anderen untergesetzlichen 
Regelungen für Abgrabungen vergleichbare Vorschrif-
ten erlassen. Zudem können zur Absicherung der 
Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
für die Eingriffe in Natur und Landschaft gemäß § 17 
Abs. 5 BNatSchG Sicherheitsleistungen festgesetzt 
werden.

Die Bergbehörde kann im Rahmen ihres Ermessens-
spielraums nach § 56 Abs. 2 BBergG die Zulassung von 
Betriebsplänen von einer Sicherheitsleistung abhängig 
machen, soweit diese erforderlich ist, um insbesondere 
Maßnahmen zur Gefahrenvorsorge und Wiedernutz-
barmachung der in Anspruch genommenen Flächen 
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abzusichern. Dies betrifft beispielsweise Folgemaß-
nahmen bergbaulicher Aktivitäten, wie Wasser
haltungen aber auch den Rückbau von Anlagen, die 
Entfernung wassergefährdender Stoffe sowie die 
Sicherung von ehemaligen Abbauflächen durch Ver
füllen oder Absperren.

Die Behörde kann, sofern sie eine Sicherheit für not-
wendig hält und sich aus der jeweiligen gesetzlichen 
Vorschrift keine Beschränkungen ergeben, grundsätz-
lich jede geeignete Form der Sicherheitsleistung zu
lassen. Möglich sind die Hinterlegung von Bargeld und 
Wertpapieren, Hypotheken, spezielle Ausfallversiche-
rungen, betriebliche Rückstellungen, Bank- oder Kon-
zernbürgschaften und sogenannte harte Patronatser-
klärungen.

Branchenüblich im Rohstoffgewinnungssektor sind 
betriebliche Rückstellungen, Bankbürgschaften oder 
Versicherungsbürgschaften und insbesondere bei 
großen Unternehmen Konzernbürgschaften sowie 
Patronatserklärungen. Bargeld und Wertpapiere wer-
den üblicherweise nicht als Sicherheit angenommen, 
da die Verwaltung dieser Finanzmittel durch die Be-
hörde zu komplex ist. Insoweit handelt es sich nicht 
um Zahlungen der Unternehmen an staatliche Stellen.

Die Höhe der festzusetzenden Sicherheitsleistung 
richtet sich nach den geschätzten Kosten einer mögli-
cherweise notwendigen Ersatzvornahme. Soll ein Vor-
haben in Abschnitten durchgeführt werden, wird die 
Sicherheitsleistung orientiert am tatsächlichen Eingriff 
etappenweise festgesetzt und nach erfolgreicher Teil-
wiedernutzbarmachung anteilig freigegeben.

Einen Sonderfall stellen die für das Lausitzer Braun-
kohlerevier vorgesehenen Zweckgesellschaften dar, 
die im Zuge der Vorsorgevereinbarungen 2018/2019 
zur Sicherung der bergbaulichen Wiedernutzbarma-

chungs- sowie etwaiger Nachsorgeverpflichtungen 
zwischen dem Tagebaubetreiber LEAG und den Län-
dern Brandenburg und Sachsen eingerichtet wurden. 
Das Unternehmen stattet diese Zweckgesellschaften 
mit einem zweckgebundenen Sondervermögen aus. 
Vorgesehen hierfür ist ein Sockelbetrag, der – abhän-
gig von den laufenden Gewinnen des Unternehmens – 
jährlich ausgebaut werden soll. Das Sondervermögen 
soll im Falle von Unternehmensinsolvenz oder Verle-
gung des Unternehmens ins Ausland an die jeweiligen 
Bundesländer verpfändet werden. Die Entschädi-
gungszahlungen im Rahmen des Kohleausstiegs 
(siehe Kapitel 3) werden direkt in die Zweckgesell-
schaften eingezahlt.

d. �Wasserentnahme zur 
Rohstoffförderung

Im Zuge des Abbaus und der Weiterverarbeitung von 
Rohstoffen kann die Entnahme von Grund- und 
Oberflächenwasser erforderlich sein. Wie viel Wasser 
für Aktivitäten des Rohstoffsektors entnommen wird, 
veröffentlichen die zuständigen statistischen Landes-
ämter der einzelnen Bundesländer.32 Eine Übersicht 
hierzu bietet Grafik 7. 

Der Sektor „Bergbau und Gewinnung von Steinen und 
Erden“ entnahm im Jahr 2016 insgesamt 1.466 Mio. m³ 
Wasser aus Gewässern (i. W. Grundwasser). Davon 
entfielen rund drei Viertel auf den Kohlenbergbau. 
Dies entspricht etwa 5 % des gesamten 2016 in 
Deutschland durch Wirtschaft und Privathaushalte 
entnommenen Wassers.33 Je nach regionaler Bedeu-
tung des Rohstoffsektors – insbesondere des Kohlen-
bergbaus – liegt der Anteil in manchen Bundeslän-
dern höher (in Einzelfällen bis zu 30 %). 

32	 Quelle: Statistisches Bundesamt, Umweltökonomische Gesamtrechnung https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/
rohstoffe-materialfluesse-wasser/_inhalt.html#sprg380232

33	 In manchen Bundesländern wird zwischen den beiden Bereichen 1. Erzbau, Steine und Erden, sonst. Bergbau und 2. Kohle, Torf, Erdöl und Gas unter-
schieden; z. B. Statistisches Landesamt Sachsen (2013): Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in den Betrieben des nichtöffentlichen Bereiches im 
Freistaat Sachsen, https://www.statistischebibliothek.de/mir/servlets/MCRFileNodeServlet/SNHeft_derivate_00006220/Q_I_2_3j_13_SN.pdf

	 Die Wasserentnahmen durch Wirtschaft und Privathaushalte betrug 2016 rund 29,6 Mrd. m³, siehe https://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/
Jahrbuch/jb-umwelt.pdf?__blob=publicationFile
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Beispiel:  
Wassernutzung im Kali- und Steinsalzbergbau

Im Kali- und Steinsalzbergbau wird in vielen 

Prozessen Wasser unterschiedlicher Herkunft und 

Qualität genutzt und eingesetzt, darunter Fluss

wasser, Grundwasser und Trinkwasser. 

So wird bei der bergmännischen Gewinnung von Kali- 

und Steinsalz unter Tage das Rohsalz in der Regel 

mittels Bohren und Sprengen abgebaut. Salz kann 

jedoch auch in einem Solbetrieb gewonnen werden. 

Hierbei wird durch ein Bohrloch Frischwasser in 

lösefähiges (Salz-)Gestein eingebracht, wodurch mit 

Salzwasser gefüllte Kammern entstehen. 

Anschließend wird das mit Salz gesättigte Wasser  

(die sogenannte Sole) über eine weitere Rohrleitung 

an die Erdoberfläche gefördert. Hier wird schließlich 

das Salz durch das Verdampfen der Sole gewonnen.

Verwendung des Wassers
Bereits bei der Erschließung einer Rohstofflagerstätte 
kann das Abpumpen von Grundwasser zu einer Ab-
senkung des Grundwasserspiegels führen. Zudem 
können Wasserentnahmen während des Abbaus not-
wendig werden, beispielsweise um Schächte oder 
Abbaugruben trocken zu halten. Dieses sogenannte 
Sümpfungs- und Grubenwasser wird unter Beachtung 
der Genehmigungsauflagen, wenn nötig, aufbereitet, 
gereinigt, wiederversickert, ggf. weiterverwendet, z. B. 
zum Erhalt von Feuchtbiotopen verwendet oder ohne 
weitere Verwendung in das Oberflächengewässer 
eingeleitet.

Die Wassernutzung durch den Bergbau ist mit Folgen 
für den Wasserhaushalt verbunden. Umweltauswir-
kungen können sich unter anderem aus der Verände-
rung des Grundwasserspiegels, der Fließgeschwindig-
keit von Gewässern sowie durch das Einleiten von 
Sümpfungs- und Grubenwasser in Oberflächenge-
wässer ergeben.

■ Grafik 7: Wasserentnahme im Rohstoffsektor nach Bundesländern im Jahr 2016 (in 1.000 m³)

1.
00

0 
m

³

■  Wasserentnahme ohne weitere Nutzung

■  Wasserentnahme mit weiterer Nutzung

Quelle: Statistische Landesämter, eigene Darstellung.

* Anmerkungen: Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein: keine Angaben zu ungenutztem Wasser: „Zahlenwert 
unbekannt oder geheim zu halten“; Sachsen: Keine Angaben zur Gesamtnutzung, lediglich 2 von 3 Teilwerten der Wassernutzung sind bekannt: 
„Einfachnutzung insgesamt“ (5.534) & „Mehrfachnutzung insgesamt“ (364). Zum dritten Teilwert „Kreislaufnutzung insgesamt“ gibt es keine 
Angaben. Ähnlich bei den Angaben zur ungenutzten Wassermenge: Keine Angabe zur „Abgabe von ungenutztem Wasser an Dritte“, lediglich 
„Ungenutzt abgeleitetes Wasser“ (234.385). Keine Daten für 2016 für Bayern, Thüringen, Saarland und Bremen, daher Daten von 2013 übernommen.
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Rechtlicher Rahmen der Wasserentnahme
Das Wasserhaushaltsgesetz, das 1960 in Kraft getre-
ten ist, regelt, dass Wasser aus dem Grundwasser und 
aus oberirdischen Gewässern nur entnommen werden 
darf, wenn es dafür eine Erlaubnis gibt, in der diese 
Benutzung in einer nach Art und Maß bestimmten 
Weise geregelt wird. Mit der Wasserrahmenrichtlinie 
(EU) 2000/60/EG vom 23. Oktober 2000 (WRRL) ist 
im Jahr 2000 ein EU-weiter Ordnungsrahmen für den 
Schutz der Gewässer und des Grundwassers geschaffen 
worden. Die WRRL gibt unter anderem vor, dass Kos-
ten für Wasserdienstleistungen (zu denen bestimmte 
Wasserentnahmen zählen können) einschließlich um-
welt- und ressourcenbezogener Kosten entsprechend 
dem Verursacherprinzip zu decken sind.34 Wasserent-
nahmen sind zudem auf die allgemeinen Umweltziele 
der WRRL hin zu überprüfen. Überschreitet die Men-
ge des entnommenen Grund- oder Oberflächen
wassers bestimmte Schwellenwerte, müssen für die 
betreffenden Vorhaben Umweltverträglichkeitsprü-
fungen durchgeführt werden.

Die Umsetzung der WRRL in nationales Recht erfolgte 
in Deutschland durch das Wasserhaushaltsgesetz, das 
auf nationaler Ebene den Schutz und die Nutzung des 
Oberflächen- und des Grundwassers regelt. Wasser
entnahmen stehen hier unter dem Erlaubnisvorbehalt 
der Wasserbehörden. Die Landeswassergesetze der 
Bundesländer ergänzen und konkretisieren die wasser-
rechtlichen Vorschriften des Bundes. Sie bestimmen 
auch die Höhe der Wasserentnahmeentgelte, sofern 
solche Entgelte von den Bundesländern erhoben 
werden.

Ausgestaltung der Wasserentnahmeentgelte 
Die Ausgestaltung der Abgaben auf Wasserentnahmen 
erfolgt durch die Bundesländer, denen auch die Ent-
gelte zufließen. Deshalb gestalten sich die in Deutsch-

land mit Ausnahme von Hessen, Bayern und Thüringen 
in 13 der 16 Bundesländer erhobenen Wasserentnah-
meentgelte sehr unterschiedlich. Für 2018 ist das Ge-
samtaufkommen in den Haushaltsplänen der Bundes-
länder mit 417 Mio. Euro veranschlagt. Die Einnahmen 
werden zum Teil für wasserwirtschaftliche Aufgaben 
verwendet oder fließen in den allgemeinen Landes-
haushalt.35

Die meisten Bundesländer erheben für die Entnahme 
von Grund- und Oberflächenwasser Entgelte. Die Ent-
gelte sollen je nach Ausgestaltung auch den „Wert der 
öffentlichen Leistung“ für die Inanspruchnahme von 
Ressourcen widerspiegeln und können somit zugleich 
Lenkungsabgaben für eine nachhaltige Gewässerbe-
wirtschaftung sowie zur Anlastung von Umwelt- und 
Ressourcenkosten sein (§ 1 und § 6a Wasserhaushalts-
gesetz).36

Bei der Höhe der Abgabesätze wird in den meisten 
Bundesländern nach Art der Entnahme, Zweck, Menge 
oder Herkunft des Wassers (Oberflächenwasser oder 
Grundwasser) differenziert. Zudem existieren verschie-
dene länderspezifische Abweichungen von den Regel-
sätzen in Form von Befreiungen oder Ermäßigungen, 
die auch für den Rohstoffsektor gelten können. 

Wasserentnahmeentgelte im Rohstoffsektor
Für die Wasserentnahme im Rohstoffsektor werden 
bundesweit sehr unterschiedliche Entgeltsätze erho-
ben. So werden in einigen Bundesländern für be-
stimmte Abbauarten Gebührensätze für Oberflächen-
wasser zwischen 0,3 und 5 Cent/m³ angewendet (z. B. 
in Baden-Württemberg, Niedersachsen, Mecklen-
burg-Vorpommern), während in manchen Bundeslän-
dern auch die Gebührensätze für die Grundwasse-
rentnahme zwischen 5 und 31 Cent/m³ liegen 
können.37 

34	 Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in seinem Urteil vom 11. September 2014 (Aktenzeichen C-525/12) bestätigt, dass Deutschland mit diesen 
bundes- und landesrechtlichen Regelungen das Prinzip der Kostendeckung aus der EU-Wasserrahmenrichtlinie hinreichend umgesetzt hat. Der EuGH 
weist zudem ausdrücklich darauf hin, dass die EU-Mitgliedstaaten gemäß Artikel 9 Abs. 4 dieser Richtlinie ohnehin befugt sind, unter Berücksichtigung 
der Zwecke und Ziele dieser Richtlinie das Kostendeckungsprinzip auf bestimmte Wassernutzungen nicht anzuwenden.

35	 Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) (2018): Wasserentnahmeentgelte der Bundesländer im Vergleich https://www.vku.de/fileadmin/
user_upload/Verbandsseite/Sparten/Wasser_Abwasser/180409_VKU-Grafik_Wasserentnahmeentgelte_2018.pdf

36	 Gawel/Bretschneider (2016): „Das Wasserentnahmeentgelt in Baden-Württemberg Bestandsaufnahme und Evaluierung“. Helmholtz-Zentrum für 
Umweltforschung, https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/3_Umwelt/Schutz_natuerlicher_Le-
bensgrundlagen/Wasser/Rechtsvorschriften/WEE/160630_Endbericht_WEE_UFZ.pdf 

37	 Umweltbundesamt (2017): Tabelle Wasserentnahmeentgelte im Rohstoffsektor in den deutschen Bundesländern, https://www.umweltbundesamt.de/
sites/default/files/medien/2466/dokumente/tabelle_wasserentnahmeentgelte_im_rohstoffsektor_uba_neu.docx
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In Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein wiederum 
ist die Grundwasserfreilegung vom Wasserentnahme-
entgelt befreit. In einigen Bundesländern gibt es ex-
plizite Regelungen für die bergbaubedingte Wasser-
haltung bzw. für Wasser, das ohne Nutzung wieder in 
Oberflächengewässer eingeleitet wird. 

Die verschiedenen Entgeltsätze, Ausnahmetatbestände 
und Ermäßigungsregelungen sind in den jeweiligen 
Landeswassergesetzen oder in Landesverordnungen 
veröffentlicht. Eine Übersicht über die relevanten 
Entgeltsätze im Rohstoffsektor bietet das Umwelt-
bundesamt.38 Eine öffentlich zugängliche Informations-
quelle über die Höhe der Einnahmen aus den Wasser
entnahmeentgelten bezogen auf den Rohstoffsektor 
existiert hingegen nicht. 

Die Wasserentnahmeentgelte stellen einen Zahlungs-
strom zwischen rohstofffördernden Unternehmen 
und dem Staat dar. Unter anderem aufgrund der un-
terschiedlichen Entgeltsätze in den Bundesländern 
liegen die meisten Zahlungen unter der in der D-EITI 
vereinbarten Wesentlichkeitsschwelle, weshalb sie im 
D-EITI Bericht nicht als Zahlungsstrom offengelegt 
werden. Dort wo Unternehmen des extraktiven Sektors 
Wasserentnahmeentgelte über der Wesentlichkeits-
grenze von 100.000 Euro gemeldet haben, verlinkt 
dieser Bericht auf die Berichte der Unternehmen im 
Bundesanzeiger (siehe Kapitel 8).

 

38	 Siehe https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/wasser-bewirtschaften/oekonomische-fragen#textpart-1
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